
diese unmittelbar dem Gesetz zu entnehmende Tendenz 
läßt erkennen, daß eine Anwendung des § 61 KRG Nr. 16 
auch in Sachen, die noch unter dem alten Rechtszustand 
anhängig geworden sind, nicht mehr möglich ist. Es 
kann also keine Rede davon sein, daß hier eine beson­
dere Ubergangsregelung notwendig gewesen und vom 
Gesetzgeber übersehen worden wäre.

Abschließend muß noch auf eine weitere Problema­
tik des Falles hingewiesen werden, die der Senat offen­
bar gar nicht gesehen hat, und die das oben Gesagte 
unterstreicht. Aus dem Tatbestand ist ersichtlich, daß 
die Unterhaltsklage erst nach Erlaß' des Scheidungs­
urteils erhoben wurde. Nach neuem Recht — § 13 Abs. 3 
EheVO — kann jedoch der Anspruch des Ehegatten auf 
Unterhalt nach der Scheidung nur im Scheidungsver­
fahren selbst geltend gemacht werden. Es erhebt sich 
also die Frage, ob die gesonderte Unterhaltsklage nach 
neuem Recht überhaupt noch zulässig war. Wäre wirk­
lich das alte Gesetz mit seiner Aufhebung vollständig 

■ wirkungslos und' als Gesetz unanwendbar geworden, 
dann hätte das Gericht konsequenterweise die Klage 
abweisen müssen. Tatsächlich aber zeigt sich hier, daß 
eine einmal nach altem Recht eingetretene Wirkung 
erhalten bleibt. Die Klage war nach altem Recht als 
selbständige Klage zulässig; der im neuen Recht ent­
haltene V erbindungszwang ist eine grundsätzliche 
Neuerung, die nicht dazu führen kann, die zulässiger­
weise selbständig erhobene Klage nachträglich unzu­
lässig zu machen. In diesem Falle liegt die Divergenz 
zwischen altem und neuem Recht auf der verfahrens­
rechtlichen Ebene, und für das Verfahrensrecht gilt der 
Grundsatz, daß zumindest die unter der Herrschaft des 
alten Rechts vorgenommenen Prozeßhandlungen wirk­
sam bleiben. Indem das Bezirksgericht ein seiner Form 
nach dem neuen Recht nicht mehr entsprechendes Ur­
teil erließ, hat es in dieser Frage bedenkenlos das auf­
gehobene Gesetz angewendet und nach den obigen 
Ausführungen ist ihm darin zuzustimmen, wenn auch 
im übrigen nach § 26 EheVerfO für die Durchführung 
anhängiger Prozesse die neuen Verfahrensbestimmun­
gen anzuwenden sind. prQf Df Hflns N a t h a n

§ 23 EheVerfO.'
Bedeutet die Festlegung von 40 DM als Mindest­

betrag einer Gebühr im Ehescheidungsverfahren, daß 
der Streitwert nicht unter 1500 DM festgesetzt werden 
darf?

BG Schwerin, Beschi. vom 12, Oktober 1956 — 
T Ra 72/56«),

Das Kreisgericht hatte den Streitwert für das Ehescheidungs­
verfahren der Parteien auf 900 DM festgesetzt. Gegen diesen 
Beschluß hatte der Prozeßbevollmächtigte der Beklagten aus 
eigenem Recht Beschwerde mit der Begründung eingeleet, daß 
gern. § 23 EheVerfO stets ein Mindeststreitwert von 1500 DM 
festgesetzt werden müsse. Dies ergebe sich aus der Berech­
nung von 40 DM als Mindestbetrag einer Gerichtsgebühr. Im 
übrigen rechtfertige auch das Bruttoeinkommen der Parteien 
nicht einen so niedrigeren Streitwert.

Das Bezirksgericht hat den Streitwert anderweitig auf 
1200 DM bis 1300 DM festgesetzt und im übrigen die Beschwerde 
zurückgewiesen.

Aus den G r ü n d e n :
Die Beschwerde ist" nach § 12 RAGebO zulässig, aber 

nur zum Teil begründet.
Die Vorschriften des § 23 EheVerfO bedeuten, daß 

der Streitwert zwar nach dem vierfachen monatlichen 
Bruttoeinkommen beider Ehegatten zu berechnen ist. 
daß aber in jedem Falle keine niedrigere Gerichtsgebühr 
als 40 DM in Ansatz gebracht werden kann. Es folgt 
jedoch nicht daraus, daß der Streitwert stets auf min­
destens 1500 DM festzusetzen ist. Wenn dies mit der 
Festsetzung eines Mindestbetrages für die Gerichts­
gebühr bezweckt worden wäre, so wäre ein solcher 
Grundsatz auch klar im Gesetz ausgedrückt worden.

Dem Beschwerdeführer muß jedoch darin zugestimmt 
werden, daß das Bruttoeinkommen der Ehegatten einen 
Streitwert von 900 DM nicht rechtfertigt. Beide Parteien 
haben ein monatliches Gesamteinkommen von etwas 
mehr als 300 DM brutto. Infolgedessen mußte der Streit­
wert auf 1200 DM bis 1300 DM festgesetzt werden. Nach 
diesem Wert sind gern. § 11 RAGebO mangels einer 
dem § 23 Abs. 1 Satz 2 EheverfO entsprechenden Rege­
lung die Gebühren der Rechtsanwälte zu berechnen.

*) Vgl. hierzu auch H e i l a n d  auf S. 25 dieses Heftes.

§§ 226, 242 BGB.
Ist die Rechtsausübung unzulässig und ein Verstoß 

gegen Treu und Glauben, wenn eine Leistung gefordert 
wird, die alsbald zurückgegeben werden muß?

BG Potsdam, Urt. vom 16. Oktober 1956 — 3 S 133/56.
Der Verklagte ist Mieter im Hause der Klägerin. Der monat­

liche Mietzins beträgt 80 DM. In seiner Wohnung wurden vor 
längerer Zeit zwei Öfen von der Feuerschutzpolizei bean­
standet. Trotz mehrfacher Mahnung ließ die Klägerin sie 
gleichwohl nicht instandsetzen. Daraufhin hat der Verklagte 
die erforderlichen Arbeiten zum Preise von 440 DM selbst aus­
führen lassen. Er zahlte nach Erteilung der Rechnung 
11 Monate nur 50% seiner Miete. Sodann beglich er die 
Rechnung. Die Klägerin hat nunmehr Klage auf Zahlung von 
440 DM eingereicht. Der Verklagte hat wegen seines angeb­
lichen Ersatzanspruchs Aufrechnung geltend gemacht und 
Klageabweisung beantragt.

Das Kreisgericht hatte den Verklagten antragsgemäß ver­
urteilt. Die dagegen eingelegte Berufung hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Richtig ist zunächst der Vorderrichter davon aus­

gegangen, daß dem Verklagten eine Gegenforderung in 
Geld erst seit dem 11. November 1955 zustand, da ei­
erst an diesem Tage seinen Töpfermeister bezahlt hat. 
Ein Recht zur Aufrechnung und zur Kürzung der Miete 
für die Monate Januar bis November 1955 hatte also 
der Verklagte nicht. Der Klägerin steht für diese Zeit 
der volle Mietzins zu und damit der Mehrbetrag in 
Höhe von 440 DM.

Zu prüfen ist aber, ob dem Verklagten j e t z t  eine 
Gegenforderung in Höhe von 440 DM zusteht, wobei zu 
bemerken ist, daß diese Gegenforderung mit jetzigen 
Mietforderungen nicht mehr verrechnet werden kann, 
da die Klägerin ihr Grundstück im November 1955 
veräußert hat.

Die Klägerin ist ihrer Verpflichtung aus § 536 BGB 
nicht nachgekommen. Das wiegt um so schwerer, als 
die Brandschutzehörde anläßlich der Revision sie be­
reits im Jahre 1951 auf den schlechten Zustand der 
Öfen, vor allem des in Frage kommenden Ofens, hin­
gewiesen hatte. Die Klägerin war auch spätestens durch 
das Schreiben des Verklagten vom 18. November 1954 
gemahnt worden; wenn sie sich erst am 24. Januar 1955 
zu einer unbefriedigenden Antwort bequemte und un­
streitig durch ihren Töpfermeister L. bis Mitte Januar 
1955 den Ofen nicht setzen ließ, so befand sie sich be­
reits im Verzug (§ 284 BGB). Sie hat dies auch zu ver­
treten. Ihr ganzes Verhalten muß als nachlässig be­
zeichnet Werden (§ 285 BGB), und zwar um so mehr, als 
sie bestrebt sein mußte, noch vor Anbruch der Kälte­
periode den Ofen neu setzen zu lassen. Sie hätte ihren 
Töpfermeister L. mahnen, notfalls einen anderen 
Töpfermeister beauftragen müssen, der die Arbeiten 
schneller ausführen konnte. Daß der Ofen neu gesetzt 
werden mußte, ist zwischen den Parteien unstreitig. 
Ferner geht aus dem Revisionsbericht der Brandschutz­
behörde hervor, daß der Ofen schon 1951 schadhaft 
war. Also konnte der Verklagte gemäß § 538 Abs. 2 
BGB durch seinen Töpfermeister W. den Ofen neu 
setzen lassen. Er kann daher die Bezahlung dieser 
Gegenforderung jedenfalls jetzt verlangen, hilfsweise 
audi gestützt auf §§ 677, 679, 683 BGB. Daß der von W. 
gesetzte Ofen nicht teurer war als der, den L. gesetzt 
hätte, ergibt sich aus dem Kostenanschlag des Töpfer­
meisters L.

Es ist richtig, daß ein Aufrechnungsrecht gern. § 28 
MSchG hier nicht in Betracht kommt, und zwar aus 
den Gründen, die der Vorderrichter ausführte. Geprüft 
werden muß aber, ob die Einrede der allgemeinen 
Arglist oder der Einwand schikanöser Rechtsausübung 
durchdringen. Im Gegensatz zur Auffassung des Vor­
derrichters ist dies zu bejahen. Wie oben ausgeführt, 
besteht die Gegenforderung des Verklagten zu Recht. 
Es ist ein feststehender, wenn auch ungeschriebener 
Rechtssatz, daß niemand eine Leistung fordern kann, 
die er alsbald wieder zurückgeben muß. Es läßt sich 
kein wie immer gearteter vernünftiger Grund dafür 
finden, eine solche Leistung einzuklagen. Eine derartige 
Klage muß vielmehr als schikanös bezeichnet werden, 
denn eigene schutzwürdige Interessen des jeweiligen 
Klägers zur Führung eines solchen Prozesses sind nich* 
zu erblicken. Wegen dieses Einwandes der schikanösen 
Rechtsausübung und der Einrede der allgemeinen Arg­
list war daher die Klage unter Abänderung des erst­
instanzlichen Urteils abzuweisen.
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